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I. Allgemeine Bestimmungen 
 
 
Art. 1 Geltungsbereich 
 
1 Diese Vollziehungsbestimmungen gelten für alle Angestellten der Politischen Gemeinde 

Glattfelden soweit die Personalverordnung angewendet wird. 

2 Soweit diese Vollziehungsbestimmungen nichts Abweichendes regeln, gelten sinnge-

mäss die Bestimmungen des kantonalen Personalgesetzes und dessen Ausführungserlasse. 
 

 
 

 

II. Besoldung 
 
 

Art. 2 Lohnauszahlung 
 
1 Der Monatslohn wird in der Regel am 25. Tag des Kalendermonats ausbezahlt. 

2 Vorschüsse dürfen nur für den laufenden Monat und im Falle einer Notlage ausbezahlt 

werden. Der Vorschuss muss vom Gemeindepräsidenten / Schulpräsidenten oder deren 
Stellvertreter schriftlich bewilligt werden. 

3 Der 13. Monatslohn wird jeweils im Dezember ausgerichtet. Kein Anspruch auf den 13. 
Monatslohn besteht auf Taggeldern, Ersatz von Barauslagen, Vergütungen für Überzeit, 

Vergütungen für Nacht-, Sonntags-, Schicht- und Pikettdienst sowie Kinderzulagen. 
 

 
Art. 3 Mitarbeiterbeurteilung 
 
1 Zur Personalführung und Personalförderung wird jährlich eine Mitarbeiterbeurteilung mit 
Förderungsgespräch durchgeführt. 

2 Die Durchführung der Mitarbeiterbeurteilung ist in separaten Richtlinien geregelt. Die 
Vorgesetzten werden entsprechend geschult und vorbereitet. 

3 Die Mitarbeiterbeurteilung bildet die Grundlage und das Hilfsmittel für sämtliche Besol-
dungs- und Stufenveränderungen. Eine bestimmte Beurteilungsstufe löst jedoch nicht 

zwingend eine Besoldungs- oder Stufenveränderung aus. 
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III. Besoldungszulagen und Entschädigungen 
 
 

Art. 4 Spesen 
 
1 Bei amtlichen Verrichtungen werden die effektiven Auslagen gegen Vorlage der ent-

sprechenden Belege vergütet. 

2 Für die bei Dienstreisen entstehenden Spesen kann die Exekutive feste Tagesentschä-

digungen nach Massgabe der für das Staatspersonal geltenden Normen zusprechen. 

3 Für Angestellte mit regelmässigem Aussendienst kann die Exekutive eine monatliche 

oder jährliche Pauschalvergütung festlegen. 

4 Soweit diese Vollziehungsbestimmungen nichts Abweichendes regeln, gelten sinnge-

mäss die Bestimmungen des kantonalen Personalgesetzes und dessen Ausführungserlasse. 
 

 
Art. 5 Fahrtspesen  
 
1 Im Bereich des Zürcher Verkehrsverbundes können Billette zweiter Klasse, über das 

Verbundgebiet hinaus solche erster Klasse verrechnet werden. 
 

 
Art. 6 Private Fahrzeuge 
 
1 Grundsätzlich sind für Dienstreisen oder dienstliche Verrichtungen öffentliche Verkehrs-
mittel zu benützen. 

2 Die Kosten für den Gebrauch eines privaten Fahrzeuges werden vergütet, wenn dadurch 
eine Zeit- und Kostenersparnis erzielt wird, die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel un-

zumutbar ist oder solche nicht zur Verfügung stehen. 

3 Die Kilometerentschädigung richtet sich nach den Ansätzen für die Staats- und Gemein-

desteuern. 

4 In besonderen Fällen kann die Exekutive eine Pauschale festlegen. 

 
 

Art. 7 Behörden- und Kommissionssitzungen 
 
1 Angestellte, die an Behörden- oder Kommissionssitzungen teilnehmen, haben Anspruch 
auf Sitzungsgeld, sofern diese Sitzungen ausserhalb der normalen Arbeitszeit stattfinden. 
Die Höhe des Sitzungsgeldes richtet sich nach dem für die Behördenmitglieder geltenden 

Ansatz. 
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IV. Arbeitszeit / Überzeit 
 
 

A. Arbeitszeit 
 
 

Art. 8 Arbeitszeit 
 
1 Die Angestellten vereinbaren mit ihren Vorgesetzten das Arbeitszeitmodell. 
 

 
Art. 9 Bandbreitenmodell 
 
1 Angestellte mit gleitender Arbeitszeit können mit ihren Vorgesetzen vereinbaren, den 

Lohn um 2 oder 4 Prozent zu senken. 

2 Eine Lohnreduktion von 2 Prozent ergeben fünf zusätzliche Ausgleichstage. 

3 Die Ausgleichstage sind im Kalenderjahr zu beziehen, in dem der Anspruch entsteht. Ist 
dies wegen Krankheit, Unfall oder Mutterschaftsurlaub nicht möglich, so sind sie im Folge-
jahr zu beziehen. Aus anderen Gründen nicht bezogene Ausgleichstage verfallen ohne Ent-

schädigung. 

4 Wird das Bandbreitenmodell mit Lohnreduktion gewählt, so werden die Zulagen zum 

Lohn entsprechend der Lohnreduktion gekürzt. 

5 Das einmal gewählte Bandbreitenmodell gilt immer für ein ganzes Kalenderjahr 

 
 

B. Überzeit 
 

 
Art. 10 Überzeit 
 
1 Überzeit muss angeordnet werden oder ausnahmsweise im Nachhinein als solche ge-
nehmigt werden. Nicht angeordnete oder bewilligte Überzeit kann weder kompensiert wer-

den noch wird sie entschädigt. 

2 Die Anordnung bzw. die Genehmigung von Überzeit erfolgt: 

� für die Gemeindeverwaltung durch den Gemeindeschreiber oder den Gemeindeprä-
sidenten; 

� für die Betriebe des Werkes einschliesslich Kläranlage, des Forstes und des 
Schwimmbades durch die entsprechenden Ressortvorstehenden oder den Werk-

meister; 

� für das Alters- und Pflegeheim «Eichhölzli» durch den Heimverwalter oder den Res-

sortvorsteher; 

� für die Schule durch den Schulpräsidenten oder den Stellvertreter oder durch die 

Schulleitungen. 
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3 Überzeit ist in der Regel durch Gewährung entsprechender Freizeit auszugleichen. Der 
Ausgleich hat, sofern möglich, im gleichen Kalenderjahr zu erfolgen. Die Kompensation von 

Überzeit kann durch den Vorgesetzten angeordnet werden. 

4 Ist ein Zeitausgleich aus betrieblichen Gründen nicht möglich, wird die Überzeit vergü-

tet. Es können höchstens zwei Wochensollzeiten auf das neue Kalenderjahr übertragen 
werden; der Rest wird vergütet. 

5 Angestellten bis Lohnklasse 20 wird bei Zeitausgleich für angeordnete Überzeit ein Zeit-
zuschlag, bei Barvergütung ein Geldzuschlag von 25 % gewährt. 

6 Angestellten werden im Kalenderjahr in der Regel höchstens 120 Überstunden, Abtei-
lungsleitenden höchstens 100 Überstunden vergütet. 

 
 

C. Nacht-, Sonntags-, Schicht- und Pikettdienst 
 
 

Art. 11 Vergütung für Nacht-, Sonntags- und Schichtarbeit 
 
1 Für sich aus dem Arbeitsverhältnis ergebende, ordentliche Arbeitsleistungen in der 
Nacht zwischen 20.00 und 06.00 Uhr sowie an Samstagen und Sonntagen zwischen 06.00 

und 20.00 Uhr legt die Exekutive die Vergütung fest. Die Zusatzvergütung für Nacht-, 
Sonntags- und Schichtdienst bildet Bestandteil der versicherten Besoldung. 

 
 

Art. 12 Allgemeine Feiertage 
 
1 Allgemeine Feiertage gemäss nachfolgendem Artikel 18 sind einem Sonntag gleichge-
stellt. 
 

 
Art. 13 Pikettdienst 
 
1 Die Exekutive bestimmt diejenigen Personalgruppen, die sich ausserhalb der Arbeitszeit 

auf Abruf hin zur unverzüglichen Arbeitsaufnahme bereit zu halten haben und legt die 
Entschädigungen für den Pikettdienst fest. 
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V. Ferien und Urlaub, Mutterschaft, Krankheit, Unfall und Tod 
sowie Militär-, Schutz- und Zivildienst 

 

 
Art. 14 Massgebender Lohn 
 
1 Als Lohn im Sinne der Bestimmungen des V. Abschnittes gelten der Grundlohn zuzüglich 

ständige Zulagen mit Lohncharakter. 
 

 

A. Ferien und Urlaub 
 
 
Art. 15 Ferienanspruch 
 
1 Die Angestellten haben pro Kalenderjahr Anspruch auf Ferien von: 

a. 6 Wochen bis und mit dem Kalenderjahr, in dem sie das 20. Altersjahr vollenden; 

b. 5 Wochen vom Beginn des Kalenderjahrs, in dem sie das 21. Altersjahr vollenden; 

c. 6 Wochen vom Beginn des Kalenderjahrs, in dem sie das 50. Altersjahr vollenden; 

d. vom Beginn des Kalenderjahrs, in dem das 60. Altersjahr vollendet wird, wird ein 

zusätzlicher Ferientag und anschliessend jedes Jahr ein weiterer Ferientag zusätz-
lich gewährt. 

 
 

Art. 16 Unbezahlter Urlaub 
 
1 Die Anstellungsbehörde kann unbezahlten Urlaub gewähren, wenn die dienstlichen Ver-
hältnisse dies zulassen. 

2 Bei unbezahltem Urlaub wird der Ferienanspruch für jeden vollen Monat der Abwesen-

heit um 1/12 gekürzt. 
 

 
Art. 17 Urlaub für familiäre Ereignisse 
 
1 Für familiäre Ereignisse wird wie folgt bezahlter Urlaub gewährt: 

a. eigene Hochzeit 3 Arbeitstage 

b. Hochzeit eines eigenen Kindes, von Geschwistern,  

Vater oder Mutter 1 Arbeitstag 

c. Geburt eines eigenen Kindes (Vaterschaftsurlaub) 

im 1. Lebensjahr des Kindes 5 Arbeitstage 

d. Aufnahme eines Kindes in ein unentgeltliches 

dauerhaftes Pflegeverhältnis 5 Arbeitstage 

e. Krankheit oder Unfall in der Familie 

- wenn andere Hilfe fehlt die notwendige Zeit 
 höchstens 2 Arbeitstage 
 pro Ereignis 
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- bei Familien mit eigenen Kleinkindern oder Kindern 
im schulpflichtigen Alter die notwendige Zeit, 

 höchstens 2 Arbeitstage 
 pro Ereignis 

- wenn ein Familienmitglied im Sterben liegt 2 Arbeitstage 

f. Tod der Ehegattin oder des Ehegatten, 

eines Kindes oder der Eltern 3 Arbeitstage 

g. Tod der Schwiegereltern, von Schwiegertöchtern,  

Schwiegersöhnen und Geschwistern 2 Arbeitstage 

h. Tod der Grosseltern, Ehegatten von Geschwistern,  

Geschwistern der Ehegattin oder des Ehegatten,  
Enkeln, Tanten oder Onkeln 1 Arbeitstag 

i. Tod anderer Verwandten 

oder von Dritten die notwendige Zeit 
 zur Teilnahme an der Beerdigung, 

 höchstens 1 Arbeitstag 

2 Die eingetragene Partnerschaft ist der Ehe gleichgestellt. 

3 In begründeten Fällen kann die Anstellungsbehörde darüber hinausgehende Ausnahmen 
bewilligen. 

 
 

Art. 18 Urlaub für persönliche Angelegenheiten 
 
1 Für persönliche Angelegenheiten wird wie folgt bezahlter Urlaub gewährt: 

a. Arztbesuche und Therapien 1  die notwendige Zeit 

b. Wohnungswechsel 1 Arbeitstag 

c. Vorsprachen bei Behörden die notwendige Zeit 

 
 
Art. 19 Allgemeine dienstfreie Tage 
 
1 Als allgemeine dienstfreie Tage gelten: 

� Samstage und Sonntage; 

� Neujahrstag; 

� Berchtoldstag; 

� Karfreitag; 

� Ostermontag; 

� 1. Mai; 

� Auffahrtstag; 

� Pfingstmontag; 

� 1. August; 

� Weihnachtstag; 

� Stephanstag. 

                                        
1 Wenn immer möglich sind solche Termine ausserhalb der Blockzeit anzusetzen. 
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Art. 20 Arbeitsschluss vor gesetzlichen Feiertagen 
 
1 Am Vorabend vor Karfreitag und Auffahrt wird der Arbeitsschluss auf 15.00 Uhr ange-
setzt. 

 
 

Art. 21 Andere dienstfreie Tage 
 
1 Für die Angestellten sind zusätzlich die Nachmittage des 24. und 31. Dezember dienst-
frei. 
 

 
Art. 22 Vergütung dienstfreier Tage 
 
1 Angestellte, die aus betrieblichen Gründen an allgemeinen dienstfreien Tagen arbeiten 

müssen, haben Anspruch auf Ausgleich durch Freizeit von gleicher Dauer. 

2 Für sich aus dem Arbeitsverhältnis ergebende, ordentliche Arbeitsleistungen an allge-

meinen dienstfreien Tagen zwischen 06.00 und 20.00 Uhr wird pro Stunde eine Vergütung 
ausgerichtet. Diese richtet sich nach den Ansätzen des kantonalen Personalgesetzes und 

dessen Ausführungserlasse. Die Zusatzvergütung ist nicht Bestandteil der versicherten Be-
soldung. 

 
 

B. Mutterschaft, Krankheit und Unfall 
 
 

Art. 23 Mutterschaft 
 
1 Der Anspruch auf besoldeten Mutterschaftsurlaub richtet sich nach den Bestimmungen 
des kantonalen Personalgesetzes und dessen Ausführungserlasse. 

 
 

Art. 24 Krankheit und Unfall 
 
1 Der Anspruch auf Lohnzahlung bei Krankheit und Unfall richtet sich nach den Bestim-
mungen des kantonalen Personalgesetzes und dessen Ausführungserlasse. 

2 Für Angestellte der Politischen Gemeinde beträgt die Lohnfortzahlung bei Krankheit: 

 100 % Lohn 90 % Lohn 

1. Dienstjahr   3 Monate ..3 Monate 

2. Dienstjahr   6 Monate ..6 Monate 

ab 3. Dienstjahr 12 Monate 12 Monate 

3 Dauert die Dienstaussetzung infolge Krankheit und Nichtberufsunfall länger als drei Mo-
nate, wird der Ferienanspruch für jeden weiteren vollen Monat der Abwesenheit um 1/12 

gekürzt. 

4 Ab dem vierten Krankheitstag ist dem Vorgesetzten ein Arztzeugnis vorzulegen. 
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Art. 25 Entlassung bei Invalidität 
 
1 Dauert eine Dienstaussetzung wegen Krankheit oder Unfall länger als drei Monate und 
ist der Zeitpunkt der Wiederaufnahme der Arbeit ungewiss, ist der Exekutive schriftlich 

Bericht zu erstatten, unter Beilage der bisherigen Arztzeugnisse. Die Exekutive kann eine 
vertrauensärztliche Untersuchung veranlassen. 

2 Ergibt sich aus dem vertrauensärztlichen Bericht, dass die betroffene Person voraus-
sichtlich die volle Arbeitsfähigkeit in absehbarer Zeit nicht wieder erlangt, ist das Arbeits-

verhältnis je nach dem Grad der Invalidität ganz oder teilweise aufzulösen. 

3 Die Auflösung erfolgt nach den Bestimmungen des kantonalen Personalgesetzes und 
dessen Ausführungserlasse. 

 
 

 

C. Militär-, Schutz- und Zivildienst 
 
 

Art. 26 Meldepflicht / Dienstverschiebung 
 
1 Die Angestellten müssen bevorstehende Dienstleistungen so früh als möglich melden. 
Würde durch die Dienstleistung der Verwaltungsbetrieb erheblich gestört, ist auf Wunsch 

der Anstellungsbehörde ein Verschiebungsgesuch einzureichen. 
 

 
Art. 27 Obligatorischer Militär-, Schutz- und Zivildienst 
 
1 Der Anspruch auf Lohnzahlung bei Militär-, Schutz- und Zivildienst richtet sich nach den 
Bestimmungen des kantonalen Personalgesetzes und dessen Ausführungserlasse. 

 
 

Art. 28 Freiwillige Dienstleistungen 
 
1 Für den Besuch von freiwilligen Kursen gelten die Bestimmungen des kantonalen Per-
sonalgesetzes und dessen Ausführungserlasse. 

2 Für freiwillige Dienstleistungen ist die Zustimmung der Anstellungsbehörde erforderlich. 

3 Freiwillige Kurse sind: 

� ausserdienstliche Militärsport- und Gebirgskurse der Armee; 

� Marschgruppenanlässe; 

� Kurse von Jugend und Sport; 

� ausserdienstliche Zivilschutzkurse; 

� Feuerwehrkurse. 

Diese Aufzählung ist nicht abschliessend. 
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VI. Fort- und Weiterbildung 
 
 
Art. 29 Allgemeines 
 
1 Die Angestellten können während der Arbeitszeit eine Fort- und Weiterbildung zur Er-

langung zusätzlicher Fachkompetenzen betreiben. 

2 Zum Zweck von Fort- und Weiterbildung kann Antrag auf besoldeten oder unbesoldeten 

Urlaub gestellten werden. Solche Anträge sind an die Anstellungsinstanz zu richten. 

3 Die Kosten der von den zuständigen Instanzen bewilligten Fort- und Weiterbildungs-

kurse können durch die Gemeinde übernommen werden. 
 

 
Art. 30 Angeordnete Kurse 
 
1 Die Kosten von angeordneten Kursen gehen zu Lasten der entsprechenden Dienststelle 

oder Verfügungsinstanz. 

2 Für Kurse ausserhalb der Arbeitszeit besteht Anspruch auf entsprechende Kompen-

sation. 
 
 

Art. 31 Berufsbegleitende Weiterbildung 
 
1 Für berufsbegleitende Weiterbildung wie HWV, Gemeindeschreiberdiplom am Institut für 
Verwaltungsmanagement an der Zürcher Hochschule Winterthur oder ähnliches, ist die 

Zustimmung der Anstellungsbehörde einzuholen. 

2 Für den Besuch solcher mehrjähriger, berufsbegleitender Weiterbildungsschulen kann 

die Arbeitszeit, bei voller Lohnzahlung, auf 80 % reduziert werden. 

3 Die Schulgelder solcher Weiterbildungen/Lehrgänge werden zu 50 % von der Gemeinde 

übernommen, zuzüglich Entschädigung für Schulungsunterlagen. 

4 Bei erfolgreichem Prüfungsabschluss werden die restlichen 50 % der Schulgelder eben-

falls ausgerichtet. 

5 Im Anschluss an die Weiterbildung besteht für die Angestellten eine Dienstverpflichtung 

für drei Jahre. In gegenseitigem Einverständnis ist ein vorzeitiger Austritt aus dem Anstel-
lungsverhältnis möglich. In diesem Fall besteht für die Schulgelder eine anteilsmässige 
Rückzahlungspflicht im Verhältnis zu der nicht geleisteten Dienstzeit. 
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VII. Weitere Bestimmungen 
 
 
Art. 32 Rechtsschutz - Kostenersatz 
 
1 Werden Angestellte im Zusammenhang mit ihrer amtlichen Tätigkeit auf dem Rechtsweg 

belangt oder erweist sich zur Wahrung ihrer Rechte gegenüber Dritten die Beschreitung 
des Rechtsweges als notwendig, so übernimmt die Gemeinde mindestens die Kosten des 

erstinstanzlichen Rechtsschutzes. Die betroffene Person hat die Anstellungsinstanz umge-
hend zu informieren. 

2 Von dieser Regelung ausgenommen sind Auseinandersetzungen um geringfügige Über-
tretungen, die für Angestellte keine nachteiligen dienstlichen Folgen haben. 

3 In Auseinandersetzungen, bei denen die Gemeinde Gegenpartei ist, bezahlt diese ange-
messenen Ersatz der den Angestellten erwachsenden Kosten, wenn diesen keine schuld-

hafte Pflichtverletzung nachgewiesen wird. 

4 Ergibt das Verfahren, dass die betroffene Person die Amtspflichten vorsätzlich oder fahr-

lässig verletzt hat, kann sie zur Rückerstattung der Kosten verpflichtet werden. 

5 Diese Bestimmungen sind auch nach der Beendigung des Arbeitsverhältnisses anwend-

bar. 
 
 

Art. 33 Inkraftsetzung 
 
1 Die Exekutive bestimmt das Datum des Inkrafttretens. 

2 Diese Vollziehungsbestimmungen treten per 1. Januar 2017 in Kraft. 

 
 

 
 

Vom Gemeinderat mit Beschluss Nr. 481 am 17. Oktober 2016 erlassen. 
 

 
Art. 24 mit Gemeinderatsbeschluss Nr. 491 vom 27. November 2017 geändert. 
 
 
 

 
GEMEINDERAT GLATTFELDEN 

Der Präsident Die Schreiberin 
sig. E. Gassmann sig. B. Wüthrich 

 
 


